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„Nr, 470. Mittag - Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Petersburg, 7. Oct. Das „Journal de St. Petersbourg“ ent: 
hält einen Artikel über den Vorfall betreffs des Grafen Zamoyski, in 
welchem verbreitete Irrthümer rectificirt werden. Der Artikel zieht 
aus den von Zamoyski gegebenen Erklärungen den Schluß, daß die 
Verſammlungen der polniſchen Gutsbeſitzer, und was darauf folgte, 
* dem Eindruck einer unüberlegten Aufregung hervorgegangen 
er A er fie conſtatiren doch eine Geſetzesüberſchreitung und konnten 
ba be ementen der Bewegung Nahrung geben. Der Graf Zamoyski 
5 er Gefahr ausgeſetzt, feinen Namen als Fahne der Partei der 
im ordnung und der anarchiſchen Tendenzen ausgeſetzt zu ſehen. Als 
bie Regierung den Grafen nach Petersburg berief, hatte fie die Ab: 
ſicht, ihn dem zu entziehen. Der Kaiſer erachtete die Rückkehr Za⸗ 
moysti's nach Warſchau unter den gegenwärtigen Verhältniſſen für uns 
enen, und wird derſelbe ſich auf einige Zeit ins Ausland bege⸗ 
en. (Mit unſerer warſchauer Correſp. in Nr. 466 der Bresl. Ztg. 
vollſtändig übereinſtimmend.) 

23 Warſchau, 7. Okt. Der heutige „Dziennik“ publicirt eine 
a ms betreffs einer theilweiſen Militäraushebung für das Jahr 
je Die allgemeine Aushebung vermittelt Looſung ift aufgehoben 


Von der polniſchen Grenze, 7. Okt. Auf den öffent: 


chen Plätzen in Warſchau werden neuerdings für das Militär Block⸗ 


a errichtet. 

„Mailand, 6. Okt. Der heutigen „Perſeveranza“ zufolge follen die Mi⸗ 
5 Depretis und Sella ihre Demiſſion in Folge der Amneſtirung Gari⸗ 
aldi's zurücknehmen; Pepoli jedoch will fein Entlaſſungsgeſuch nicht zurück 
ziehen. Die Kammer ſoll am 15. November eröffnet werden. 

1 Kobugg 6. Okt. Die General⸗Verſammlung des Nationalvereins bil⸗ 
igte den Beſchluß des Ausſchuſſes, Beiträge zur deutſchen Flotte weiter zu 


—— aber die Ablieferung derſelben an das preußiſche Miniſterium ein⸗ 


— 


0 Preußen. 

rlin, 7. Okt. In dem geſtrigen Sitzungsbericht iſt zu berichtigen 

— Referent v. 80 erden nicht geſagt hat: Im Fal der ee: 
10 des Budgets durch das Herrenhaus müſſe das Abgeordnetenhaus be⸗ 

10 ießen, daß die Regierung keinen Pfennig Steuern mehr erheben dürfe, 
ndern: daß die Regierung verfaſſungsmäßig dann nicht berechtigt ſei, 
teuern zu verwenden. 


Landtags = Verhandlungen. 
61. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (2. Oktober). 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10 Uhr. Tribünen und 
Logen ſind wieder bis auf den letzten Platz gefüllt, auch das Haus iſt ſehr 
ſtark beſetzt. Beim Beginn der Sitzung erſcheinen am Miniſtertiſch: von 
Bismarck, v. Bodelſchwingh, v. Roon, Graf Itzenplitz, v. Mühler, Graf 
zur Lippe, v. Jagow. 5 i 
Nach einigen geſchäftlichen Mittheilungen des Präſidenten ſchreitet das 
Haus in der geſtern vertagten Berathung fort. Der erſte eingeſchriebene 
Redner iſt der Abg. Fubel. 
az 3 L In 8 lh ii, 8 das mod au ertheilen, 
. marck und lie e im heutigen rgenblatt d 
den Telegraphen wörtlich mitgetheilte hau er = es 
Hierauf betritt unter großer Aufregung des Hauſes die Tribüne der Abg. 
Jubel: Auch er würde geſtern auf das Wort verzichtet haben; heute liege 
die Sache nach der eben gehörten Erklärung anders. In dieſer Frage, das 
wolle er conſtatiren, hätten die Parteien im Hauſe nicht um ein Recht ge⸗ 
ſtritten, ſondern einſtimmig für daſſelbe Recht geſtritten. Gemeinſam wür⸗ 
den ſie den Kampf aufnehmen, wenn ein Recht des Landes, von welcher 
Seite auch immer, escamotirt werden ſollte. Die Fortſchrittspartei habe das 
Hauptgewicht gelegt auf die Wahrung des Rechts, ſie habe aber die Löſung 
der Frage vernachläſſigt. Er und feine ee (o. Binde und Genoſſen) 
bätten ſich gleichfalls auf den Boden der Wahrung des Rechts geſtellt, aber 
ge Löſung verſucht. Ueber dem Nothrecht ſtehe im ganzen Lande Preußen 
as Recht der Moral. Wenn der Miniſter⸗Präſident heute ſich mit dem 
kömendement v. Vincke einverſtanden, die Gründe aber nicht annehmen zu 
2 erklärt habe, ſo habe er das alte Spiel mit Theorien wieder aufge⸗ 
dennen. Wenn er die Begründung zurückweiſe, ſo müſſe er ſich und ſeine 
teunde dagegen entſchieden verwahren (Zuſtimmung der Fraction v. Vincke). 
ne Reſolution und ihre Gründe bildeten ein einziges untheilbares Ganze: 
— die Gründe verwerfe, verwerfe auch die Reſolution ſelbſt (lebhaftes 
x nn der weiſe vielmehr die dargebotene Hand zurück! (Beifall.) Wenn 
— iniſter⸗Präſident davon geſprochen habe, die dargebotene Hand werde 
5 * ſo müſſe er auch die Commiſſion gegen dieſen Vorwurf ver⸗ 
— iger uch die Commiſſion weiſe die dargebotene Hand nicht zurück, ſie 
wo nur eine andere Form. Er verwahre die Commiſſion und das ganze 
Den 0 fei — ſolchen Vorwurf. Er wolle dem Abgeordneten für Manns⸗ 
rer, De e r 
. 3 u s 
ge nd ne 1755 5 bete anch, daß derſelbe noch weiter gegan 
as Haus babe nur feine Pflicht zu erfüllen, gleichviel wer dort auf 
der Bank des Miniſteriums ſitze; das babe fuel uit hic ausgeführt. 
Eine factiſche Berichtigung habe er hierbei jedoch dem Abg. Gneiſt zu ma⸗ 
chen. Derſelbe habe von nur Elfen geſprochen, welche in dieſem Haufe die 
Partei des Miniſteriums bildeten. Einen von dieſen Elf müſſe er aus⸗ 
ſcheiden und alle gleichdenkenden Männer im Lande würden denſelben eben⸗ 
falls ausſcheiden (beifällige u Reihe fl in der Fraction Vincke), einen Mann, 
u 


der feit Jahren in der eriten Reihe für verfafjungsmapi ibei { 
und auch für fie gelitten habe. nd wer Herrn Mae and tene 15 
müfje auch den Freiherrn v. Patom anerkeanen. (Lebhafte Zuſtimmung der 
Fraction Binde.) — Die Reſolution der Commiſſion trage wiederum den 
Fehler an ſich, geſtellt zu ſein, bevor die Verhandlung mit dem Miniſter⸗ 
präfiventen geführt war. Sie fei ganz geeignet geweſen, denſelben zu theo⸗ 
retiſchen Auseinanderſetzungen zu provociren, jetzt ſei fie nicht mehr am 
Orte. Die Reſolution enthalte zwar allerdings eine abſolute Wahrheit, aber 
fie treffe die Sache nicht, fie enthalte nicht das, was ſie enthalten iR fie 
treffe nur die Zeit vom Oktober bis Ende des Jahres. Denn „abgeſetzte“ 
Titel eriftirten nur für dieſe Zeit 1862, nicht aber pro 1863 (Verwunde⸗ 
tung), Deshalb könne er für dieſe Reſolution nicht ſtimmen, für jo wahr 
er fie auch an ſich halte. (Abg. Graf Schwerin: „Sehr wahr!) Sie ſei 
alſo unnütz. Dagegen treffe die Reſolution Vincke die Sache volltemmen. 

ieſelbe wolle nicht die Theorie von ſupplementaren, Crediten in die Ver⸗ 
faſſung einführen, ſondern nur einmal für dieſes Jahr einen ſolchen bewil⸗ 
ligen. — Auch er wünſche, wie der Abg. für Mansfeld (Gneiſt) einen ein⸗ 
ſtimmigen Beſchluß des Hauſes. Nicht als Recht, ſondern als Mahnung 
ſpreche er es daher aus: Stimmen Sie unſerem Amendement bei! 

Abg. Virchow: Wenn er vollſtändig überzeugt ſei, daß der Vorredner 
mit feiner Erklärung das Beſte gewollt habe, jo müſſe ihm auch zugegeben 
werden, daß er (Redner) und feine Freunde mit großer Offenheit ſtets für 
die Pflichten zum Beſten des Landes eingetreten, und daß, auch wenn fie 
der neueſten Haltung des Miniſteriums ſich nicht, anſchließen könnten, auch 
darin nur die Ausdauer einer wahrhnft patriotiſchen een zu ſuchen 
ſein würde. Es ſei der Vorwurf erhoben worden, daß die Commiſſion ihren 
Antrag eingebracht habe, ohne eigentlich abzuwarten, für welche Stellung 
die Regierung fi entſcheiden werde. Dagegen müſſe er Einſpruch erheben. 
Man habe die erſte Erklärung des Minifteriums gehabt, welche deſſen Stand⸗ 


punkt ſcharf genug gezeichnet habe, um eine abwehrende Antwort nothwendig 


erſcheinen zu laſſen. Der Miniſtetpräſideut habe dann in der Commiſſion 
ausdrücklich hervorgehoben, daß die königl. Staatsregierung noch nicht eins 
mit ſich ſei über die Haltung, die fie künftig einnehmen müſſe, daß ſie den 
Waffenſtillſtand angeboten babe, um Zeit zu gewinnen, die Vorbereitungen 
zu treffen, wie ſie dem Conflict am beſten vorbeugen könne. Seine Freunde 


Verlag von Eduard Trewendt. 
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eitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche . und ei 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 8. October 1862. 


und er hätten geglaubt, daß ſo nicht ſein Programm lauten ante, mit der 
der neue Miniſterpräſident vor die Landesvertretung treten ſolle. Wenn 
man in einer Zeit ſich befände, wo das Budget fürs Erſte geſichert daſtände 
und nicht ſo einſchneidende Conflicte auf Abhilfe drängten, dann könnte man 
auf die Zukunft ſich verweiſen laſſen, aber in der Lage, in welcher das Haus 
Indemnität bewilligen oder einen Schritt über die Verfaſſung hinaus ge⸗ 
wärtigen müſſe, könne man die Situation nicht ſchärfer zeichnen, als die Er⸗ 
n bat er tein . ger Viel Wun⸗ 
erbares habe man in der letzten Zeit erleben müſſen, aber das ſei doch das 
Eigenthümlichſte von Allem. . g 

Der Redner geht nun auf eine Darſtellung der Geſchichte und Motive 
der verſchiedenen neueſten Miniſterkriſen ein und kommt dann darauf zurück, 
daß der neue Miniſterpräſident mit der Erklärung der Unfertigkeit ſeines 
Programms den conſtitutionellen Anſichten, denen man bisher gehuldigt, 
vollſtändig entgegen ſei. Man hätte geglaubt, daß gerade unter den Um⸗ 
ſtänden, welche den letzten Miniſterwechſel charakteriſtiſch gemacht hätten, ein 
feſtes Programm dringend nothwendig geweſen wäre. Wenn nun die Com: 
miffion geglaubt habe, das Miniſterium zu drängen, daß es ſich deutlich er⸗ 
kläre, ſo hätte man gemeint, daß es im Intereſſe des Landes geboten ſei, zu 
wiſſen, was geſchehen ſolle, um das Mißtrauen endlich e beſeitigen, und 
hierbei beneone man einem weſentlichen Unterſchied zwiſchen der Majorität 
und der Minoriät des Hauſes. Denn die letzte Umgeſtaltung des Miniſte⸗ 
riums habe doch nicht dazu beigetragen, dieſes Mißtrauen zu beſeitigen. 
Man fähe im Kriegsminiſter den einzigen feſtſtehenden Mittelpunkt aller 
Kriſen, die im Laufe des Jahres ftattgefunden. Da müſſe man doch ein⸗ 
räumen, daß die Armee⸗Organiſation das einzig Feſtſtehende und daß dieſem 
Princip zu Liebe alles Andere fallen müſſe, daß alle Perſonen, die gewählt 
werden, um die Geſchäfte zu führen, nur gewählt würden, um das Princip 
der Armee⸗Organiſation zu realiſiren. (Beifall.) — Wir haben die Vorſtel⸗ 
lung, daß Sie (zur Fraction Vincke Be nur dazu dageweſen find, um 
die Armee⸗Organiſation durchzuführen, die ohne Ihre Unterſtützung unmög⸗ 
lich geweſen wäre. Nun, meine Herren, Sie haben das Ihrige gethan. 
(Heiterkeit, Beifall.) £ 

So ſehen wir denn eine Perſon nach der andern in die Breſche eintreten 
und nur den Kriegsminiſter unerſchütterlich feine Stellung aufrecht erhalten. 
Wir achten den Charakter des Kriegsminiſters, aber daß er mit dem Feſt⸗ 
halten an ſeinen Forderungen die ganze Verfaſſung, wie ein Redner richtig 
bemerkte, an den Rand der Auflöfung gebracht hat, das iſt etwas, was über 
das Maaß hinausgeht, das man ihm für ſeine Verantwortlichkeit zugeſtehen 
darf. Was die heutige Erklärung anbetrifft, ſo würden Sie (Fraction Binde), 
wenn Sie Ihr Amendement durchſetzen, nur den derzeitigen Zuſtand verlän⸗ 
gern, nur die geſetzliche Regelung der Frage hinausſchieben, nur neue Schwie⸗ 
rigkeiten ſchaffen (Beifall), indem fie ohne feſtgeſtelltes Budget in das neue 
Wos hinübertreten und in dieſem neuen Jahre Alles beim Alten laſſen. 

as iſt denn der Waffenſtillſtand? Daß die Situation in? Unbeſtimmte 
verlängert wird, daß die Unſicherheit, die gegenwärtig herrſcht, fortbeſteht. 
Wir aber wollten doch dieſe Gelegenheit benutzen, um zu feſten Verhältniſſen 
zu gelangen. Haben wir denn jetzt irgend etwas, das uns vermögen könnte, 
uns in einen Pakt einzulaſſen? Mir perſönlich hat der Kriegsminiſter den 
Eindruck gemacht, als ob er den Frieden herſtellen wolle, aber zugleich den, 
als ob er nicht wiſſe, wie er dies anzufangen habe, ob ihm eine Möglich⸗ 
keit ſich darbiete, den Pakt abſchließen zu können. Wenn irgend etwas geſagt 
worden wäre, wodurch der künftige Friedensſchluß hätte vorbereitet werden 
können, fo würde man dem Lande gegenüber gerechtfertigt ſein, den Waffen⸗ 
ſtillſtand einzugehen, aber die ganz unbeftimmte Aeußerung, daß man eine 
Verſtändigung ſuchen werde, iſt nicht dazu angethan, die Hand zu bieten. 
11 Privatleben freilich machten ſich ſolche Conflicte ganz gemüthlich, man 
chüttele ſich gegenſeitig die Hände und Alles wäre gut. 

Aber im Abgeordnetenhauſe ſitze man nicht in der Eigenſchaft eines Pri⸗ 
vatmannes, um Höflichkeiten miteinander auszutauſchen; man ſitze darin, um 
das Recht des Landes zu wahren, und könne den Waffenſtillſtand nicht zu⸗ 
geſtehen, ohne dafür etwas Greifbares, Erkennbares an Conceſſionen zu er⸗ 
halten, daß die Regierung nicht die geſetzliche Regelung der Frage beabſich⸗ 
tige, ſondern nur die Armeeorganifation fo feſt zu machen wünſche, um hin: 
fort die Möglichkeit zu nehmen, daß noch daran gerüttelt werden könne. 
(Lebhafte Zuſtimmung.) Iſt dieſes Mißtrauen denn ſo ſehr ſeltſam, geht es 
nur aus unſerer augenblicklichen Bösherzigkeit hervor? Nein, m. H. dieſes 
Mißtrauen iſt ſeit Jahrhunderten, wenn auch von anderer Seite her, begrün⸗ 
det. Die Partei, welcher der Hr. Miniſterpräſident zugehört, dieſelbe, welche 
wir ſeit der Zeit der Hohenzollern kennen — einer der Hrn. Miniſter trägt 
einen Namen, der in den Sprüchwörtern der vergangenen Jahrhunderte ver⸗ 
zeichnet — dieſe Partei hat das Recht der ſiändiſchen teuerbewilligung 
ohnedem als ein Palladium gehütet. Wenn ſie es dahin bringen könnte, 
daß das Herrenhaus der geſetzmäßige Hüter dieſes Rechts würde, jo würde 
daſſelbe plötzlich ein ſehr anerkennungswerthes ſein. Der Miniſterpräſident 
bat auf die Motive hingewieſen, welche die Verfaſſungsverhandlungen vom 
gabe 1850 begleiteten. Aber er hat einen wichtigen Paſſus nicht geleſen. 

3 wurde in der königl. Zuſchrift damals ausgesprochen, daß dem Abgeord⸗ 
netenhauſe, wie dies in allen conſtitutionellen Staaten der Fall ſei, ein 
überwiegender Einfluß auf die Finanzfragen eingeräumt werden müſſe. Wenn 
der Miniſterpräſident nun in Ausſicht ſtellt, daß die Interpretation der Com⸗ 
miſſion alle drei Factoren der Geſetzgebung durchgehen müſſe, ſo ſei darin 
kein Waffenſtillſtand zu ſehen, kein Friedensſchluß möglich; im Gegentheil 
ſei das eine oſſene Kriegserklärung gegen die Stellung, welche die Kammer 
eingenommen. . 8 

Der Kriegsrath v. Cölln, deſſen Urtheil man hier (zur Rechten) wohl werde 
gelten laſſen, habe das Steuerbewilligungsrecht der alten Stände dahin prä 
eiſirt, wie es ein unbeſtrittenes Recht aller deutſchen Stände geweſen, daß 
ohne ihre Einwilligung weder directe, noch indirecte Steuern erhoben werden 
durften. Sie hatten dieſes Recht nicht nur in Rücksicht auf das Quantum, 
ſondern auch auf die Art der Erhebung. Daß die Stände damals mit groß⸗ 
ter Energie dieſe Rechte wahrten, gehe aus vielen Umſtänden hervor. Unter 
Anderm huldigten die Stände nicht eher, als bis dieſes Recht von Neuem 
anerkannt worden war. Dies ſei noch 3.480 im J. 1793 Rach de Als der 
alte abſolute Staat gebrochen und im J. 1806 in völligen Ruin geſtürzt war, 
hätten ſich dieſe Zuſtände allerdings geändert, aber in der Geſetzgebung von 
180811 und 20 käme ſehr häufig der Ausdruck „verfaſſungsmäßig“ vor, 
natürlich im Sinne des damaligen abſoluten Staats. Der abſolute König 
hatte ſich nämlich durch eine von ihm ſelbſt gegebene Finanz⸗ und Steuer⸗ 
Verfaſſung gebunden, und es fanden weder Etatsüberſchreitungen noch Extra⸗ 
ordinarien ſtatt. — Der Redner geht dann noch auf die Frage der Verant⸗ 
wortlichkeit der Miniſter ein und meint, daß es unzweifelbaft ſei: die per⸗ 
ſönliche Verantwortlichkeit der Minifter ſei eins mit ihrer finanziellen Haft⸗ 
barkeit. Dies ſei ganz gut. Gehe aber die Etatsüberſchreitung ins Große, 
dann nütze die perſönliche Haftbarkeit nicht viel, dann ſei es vorzuziehen, 
dem Minifter, der ſich ſolches zu Schulden kommen laſſe, — ein Mißtrauens⸗ 
votum zu geben. (Heiterleit.) Die einzelnen Miniſter dürften ſich nicht in 
Operationen einlaſſen, die weit über ihre Kräfte gingen. — Nach einer kur⸗ 
zen Recapitulation der One finiten lum ſchließt der Redner dann, daß 
man in der Erklärung, das Ministerium brauche dien auch nicht die Spur 
eines Enigegenkommens erblicken könne. Die Miniſter ſchienen in dieſen Con⸗ 
flict ziemlich leichten Herzens einzutreten, aber fie ſollten bedenken, daß fie 
ans Herz des Volkes taſteten, und daß ſie ernſte Gefahren heraufbeſchwören, 
und daß die Situation doch etwas anders läge als 1850. Man ſei jetzt her⸗ 
vorgegangen aus einer reactionären, nicht revolutionären Zeit, man halte die 
Fahne der Verfaſſung gegen die der Armeeorganiſation hoch. Das Land 
würde a wiſſen, wer den Conflict ſuche. Es könne überdies die finan⸗ 
ziellen Aufbürdungen nicht ertragen. Wenn die Regierung die Grundzuge 
der Armeeorganiſation feſthalten wolle, ſo ſei die Volksvertretung nicht hier⸗ 
her geſchickt, um Waffenſtillſtand zu ſchließen. Möge das Miniſterium neue 
Wahlen ausſchreiben und zusehen, ob es einer andern Majorität gegenüber⸗ 
ſtände. Er, der Redner, bezweifle dies. (Beifall) 

Abg. Reichenſperger (Beckum) (die Bänke des Sa leeren ſich 
Pisa 5e Er wolle ſich moͤglichſt kühl und nüchtern auf die eigentliche 

ituation veſchränken, ſchon dadurch unterſcheide ſich ſeine Stellung von der 
der Reſolution der Majorität. Die Hauptgründe für ſein Amendement ſeien 
ſchon Je bel dargelegt worden. — Was die Reſolutjon der Commiſſion be: 
treffe, ſo betrete dieſelbe ſchon in dem erſten Theil ein Gebiet, das der Ge⸗ 
ſeßesinterpretation, auf dem fie nichts zu thun habe. Geſetzesinterpretation 


7 überhaupt eine mißliche Sache; was dem Einen klar, ſcheine dem Andern 
ehr dunkel. Noch die neuliche Debatte über Art. 15 der Verfaſſung habe 
davon ein glänzendes Beiſpiel gegeben. Die bevorſtehende Debatte in einem 
andern Hauſe werde dies nicht minder darthun. Vor Allem gebe man da⸗ 
durch der Macht einen Vorwand in die Hand, und das ſei unklug. Die 
gegenwärtige Situation gebe gar keine Veranlaſſung zur Hervorrufung eines 
Conflicts durch Verfaſſungsinterpretation. Habe doch noch heute der Herr 
Miniſterpräſident erklärt, daß die Regierung mit dem Grundſatz des Art. 99 
vollkommen einverſtanden ſei. Abzuwarten ſei freilich, wie ſie denſelben aus⸗ 
führen werde. Unpraktiſch ſei es jedenfalls, der Regierung mit einer Reſo⸗ 
lution entgegenzutreten, die ſie ſelbſt für unausführbar erkläre. — Redner 
geht ſodann auf den Vinckeſchen Antrag ein, der ihm zu allgemein gefaßt 
zu ſein ſcheine. Seine Reſolution dagegen treffe die Sache; ſie halte es für 
unnöthig, auf doctrinäre Theorien einzugehen. Die Lage ſei ja ſo klar, ſo 
zweifellos, daß es ſich doch um die Reorganiſation der Armee handle, und 
um weiter nichts, ſo ſei es auch überflüſſig, noch andere allgemeinere Dinge 
mit hineinzuziehen. Aus all dieſen Gründen ſei ſeine Reſolution die allein 
der Situation angemeſſene. 

Redner kommt dann nochmals auf die Vincke'ſche Reſolution zurück, deren 
Annahme nicht zweckmäßig ſei, weil der Miniſterpräſident ausdrücklich erklärt 
habe, daß die Regierung mit den Gründen nicht einverſtanden ſei. Sie 
biete auch keine Garantie für eine demnächſtige Einigung über die Höhe des 
zu bewilligenden Supplementarcredits. — Auch er wünſche dringend ein 
ſtimmiges Votum des Hauſes. Die Minorität könnte gar kein beſſeres Ge⸗ 
ſchäft machen bei der gegenwärtigen Situation, als mit der Majoritätſtimmen, 
um ſich populär zu machen; aber derartige Momente gingen vorüber und 
es ſei immer beſſer, bei ſo wichtigen Fragen die Demarcationslinie recht feſt 
und beſtimmt zu ziehen. Unſre Staatsverhältniſſe unterſcheiden ſich von den 
frühern, wie eine Locomotive mit ihrem Wagenzug von einer alten Poſt⸗ 
kutſche, und die Verantwortlichkeit der jetzigen Staatslenker ſei in dem Ver⸗ 
hältniß größer, als die der früheren, wie die eines Locomotioführers größer 
ſei, als die eines frühern Poſtillons. (Bravo von einem Theil der Katho⸗ 
liken. Redner war übrigens ſchwer verſtändlich.) 


Abg. Dr. Lette: Wenn hier eine Blumenleſe von hiſtoriſchen Notizen 
über das Steuerbewilligungsrecht gehalten worden ſei, ſo wolle er das Seine 
dazu beitragen, indem er daran erinnere, daß in deulſchen Landen und in 
dem vielgelobten Mittelalter jede Landesvertretung auch das Steuerbewilli⸗ 
ungsrecht gehabt hätte. Und früher gab es ganz andere Garantien für die⸗ 
es Recht, ſogar das des bewaffneten Widerſtandes. In dieſer Beziehung 
hätte es keines Nachweiſes bedurft, man hätte nur auf die alte deutſche Ge⸗ 
ſchichte verweiſen dürfen. 

Er verlange eine klare Anerkennung der verfaſſungsmäßigen Rechte der 
Landesvertretung. Es handle ſich hier nicht um Recht gegen Recht, ſondern 
um Pflicht gegen Pflicht, und die Staatsregierung ſollte anerkennen, daß 
die Landesvertretung die Pflicht habe, dem Lande die Verfaſſung zu ‚erhal: 
ten. Et erkenne an, daß das Amendement v. Vincke viel correcter ſei, als 
der Antrag der Commiſſion, aber es komme ihm darauf an, den gegenwär⸗ 
tigen Moment ins Auge zu faſſen. Nach der Erklärung des Miniſterpräſi⸗ 
denten würde das Land die Reſolution Vincke nicht verſtehen; wenn die Re⸗ 
gierung die Motive ablehne, ſo ſei ſie ohne Bedeutung, und deshalb wäre 
es beſſer, wenn die Antragſteller ſelber das Amendement zurückzögen. Es 
komme jetzt darauf an, mit großer Majorität einen Ausſpruch zu thun; er 
würde ſich deshalb der Reſolution der Commiſſion auſchließen (Bravo). 
Vor 57 ee um dieſe Zeit erlitt Preußen eine große Niederlage in der 
Schlacht bei Jena; er wolle wünſchen, daß uns jetzt nicht eine ähnliche Nie⸗ 
derlage auf einem andern Felde treffe (Beifall). R 

Abg. Plaßmann erklärt ſich in kurzer Ausführung gegen den Antrag 
Vincke, der durch die heutige Erklärung der Regierung unmöglich gemacht 
worden, und für das Amendement Reichenſperger, weil daſſelbe dem fakti⸗ 
ſchen Verhältniß am beiten entſpreche. 

Abg. N (Berlin): Die zwiſchen der Landesvertretung und der 
Regierung ſchwebende Differenz iſt durch den Eintritt des Hrn. Miniſterprä⸗ 
ſidenten (derſelbe tritt, nachdem zuvor die noch anweſenden Miniſter den 
Saal verlaſſen hatten, in denſelben ein) in das Miniſterium eine andere 
und zwar bedeutendere geworden, wie faſt ſämmtliche Redner von beiden 
Seiten des Hauſes anerkannt haben. Auch ich muß von dem Ganzen der 
Situation ausgehen und ſelbſt Einzelnes in Betreff der ſtaatsrechtlichen Seite 
der Frage beruͤhren. Es kommt mir jedoch nicht ſowohl darauf an, auf die 
Ueberzeugung nur der hier verſammelten Herren zu wirken — was ſchon 
von anderer Seite und in meinem Sinne geſchehen iſt; — wir müſſen in 
einer ſolchen Kriſis uns vergegenwärtigen, daß wir auch zu dem gan⸗ 
en Lande zu ſprechen haben und nicht blos zu der hier gegenwärtigen 

erſammlung von Staatsmännern. 

Meine Herren, die Militärdifferenz iſt zu einer Differenz geworden wegen 
des Rechtes der Volksvertretung in Beziehung auf den Etat. Letzteres wird 
in Frage geftellt, ſowie das Recht, eine jo zeitige Vorlegung des Etats zu 
fordern, daß es möglich iſt, dieſen noch vor dem betreffenden 7 geſetzlich 
feſtzuſtellen. Die Regierung verſteht den Art. 99 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
anders, als die Volksvertretung, alſo gilt er nicht! — Das iſt das 
Programm des neuen Miniſteriums, oder doch des Herrn Miniſterpräſiden⸗ 
ten, mit dem er die allerneueſte Aera eingeleitet hat, die angebliche Aera 
der großen „Action“, die aber nur zur Aera der „großen Reaction“ ſich 

eſtalten wird. (Heiterkeit, Rufe: ſehr wahr!) Ich gehe ein Stück weiter, ich 
age: durch dieſe Stellung, welche das Miniſterlum einnimmt, iſt die Exiſtenz 
unſerer Landesverfaſſung geradezu in Frage geſtellt. Die Regierung hat 
nach ſeiner Meinung den Etat nur zu veranſchlagen, nicht etwa ihn ſo 
zeitig vorzulegen, daß wir darüber Beſchluß faſſen können — (auch der 
Kriegsminiſter, dann der Miniſter des Innern treten wieder ein). In der 
Zwiſchenzeit will das Miniſterium nach der freien Beſtimmung der Krone 
mit den Staatsgeldern wirthſchaften. Ich glaube, meine Herren, daß man 
ſo nicht wirthſchaften kann, ſchon aus dem einfachen Grunde, weil eine all⸗ 
gemeine, auch durch unſer Landrecht vorgeſehene Interpretationsregel es ver⸗ 
bietet, Beſtimmungen eines Geſetzes ſo auszulegen, daß ſie ſinnlos werden. 
Eine Mitwirkung von unſerer Seite bei der Feſtſtellung des Budgets nach 
der Auffaſſung des Herrn Miniſterpräſidenten hätte aber keinen Sinn, von 
einer Conteole der Staatsverwaltung wäre dabei nicht die Rede, dieſe Mit⸗ 
wirkung wäre nichts als Humbug. In dieſe Lage würden wir gerathen, 
wenn die Regierung uns dazu brächte, über den Etat eines bereits ver⸗ 
angenen Jahres zu beſchließen. Indem der Art, 104 der Verfaſſung 
für Etat süberſchreitungen ausdrücklich die nachträgliche Genehmigung er 
fordert, tritt in unſerer Verfaſſung klar hervor, daß unſere Staatsverwal⸗ 
tung ohne einen Etat gar nicht gedacht werden kann. Ich möchte aber 
noch auf einen in anderer Beziehung berührten Punkt zurückkommen (auch 
der Miniſter Graf Itzenplitz tritt wieder ein). E 

Das Geſetz über den Etat unterſcheidet ſich weſentlich von andern Ge⸗ 
ſetzen, einmal darin, daß es zu Stande kommen muß, nicht blos, weil es 
überhaupt und an ſich nothwendig iſt für die verfaſſungsmäßige Fortführung 
der Staatsverwaltung, ſondern auch, weil es eben die Verfaſſung mit aus⸗ 
drüclichen Worten vorſchreibt: „Das Etatgeſetz muß zu Stande kommen, 
und zwar jährlich.“ Sodann kennt eben die Verfaſſung nur Ausgaben, 
die in einem beſtimmten Verhältniß zum Etat ſtehen, und endlich ist eine 
etwaige Verweigerung ſeitens des Abgeordnetenhaus entſcheidend und defi⸗ 
nitiv, weil eine Amendirung des Etats nur im Abgeordnetenhauſe jelbit 
ſtattfinden kann, und bei keinem andern Factor. Hält ein Miniſterium eine 
Amendirung des Etats nöthig, wie er im Abgeordnetenhauſe zu Stande 
kommt, ſo ſteht es nun vor der Alternative, entweder ſelbſt zurückzutreten 
oder das Abgeordnetenhaus aufzulöſen, weil die Vereinbarung nur ſo weit 
vorhanden iſt, als die Bewilligung des letztern reicht. Gegen dieſe correcte 
conſtitutionelle Praxis kommt keine mißbräuchliche Praxis auf. Am wenig⸗ 
ſten kann man ſich in Preußen auf die bisherige Präcedenz berufen, denn 
dieſe iſt immer, auch ſeitens der Miniſter, als eine mißbräuchliche bezeichnet. 
Endtich iſt auch die Continuität der mißbräuchlichen Praxis unterbrochen, 
denn wir haben die rechtzeitige Vorlegung des Etats pro 1863 erlebt. (Hört. ) 
Wie ſteht die Sache nun? Das jetzige Miniſterium entreißt uns die müh⸗ 
ſame Errungenſchaft unſerer jüngſten parlamentariſchen Kämpfe im Ange⸗ 
ſicht des ganzen Landes durch die Zurückziebung dieſes ſelben Ctats. 

Aber, meine Herren! Niemand kann aus ſeinen eigenen Handlungen, eine 
Veränderung eines gemeinſchaftlichen Rechtszuſtandes ſchaffen wollen. (Beifall) 
Der Herr Miniſter⸗Präſident will unſerer Theorie eine andere, dieſer Inter⸗ 


@ 


pretation die feine gegenüberfiellen. Nun, meine Herren! ſoll dieſes Recht,] Praxis der Zukunft wird nicht die fein, welche dieſes Miniſterium in Aus⸗ 


worüber die ganze conſtitutionelle Welt ſich klar geworden iſt, dem Schick⸗ 
ſale einer beliebigen 1 unterworfen ſein, dann ſcheint mir kein 
Artikel unſerer Verfaſſung geſichert (Bravo), dann tritt durch die angeblichen 
und gemachten Lücken der Abſolutismus, die Krone tritt in ihre vermeintliche, 
urſprüngliche Machtvollkommenheit zurück, jo lange, bis etwa wiederum durch 
eine miniſterielle Interpretation der Conſtiſtutionalismus wieder in ſein 
Recht geſetzt wird. So hängt, nach der Theorie des Herrn Miniſter⸗Prä⸗ 
ſidenten, unſere Conſtitution rein von dem Belieben der Regierung ab! 
(Hört.) Unſer ganzes Uebel kommt eben von dieſer Zwieſpaltigkeit, daß ein 
doppeltes Syſtem, von denen eins neben dem andern unmöglich iſt, bei uns 
Geltung haben ſoll. Wenn unſer Conſtitutionalismus durch den Abſolutis⸗ 
mus ergänzt werden ſoll, und dieſe Theorie als die Anſchauung der regie⸗ 
renden Kreiſe in voller Schärfe uns vorgeführt wird, ſo heißt das doch nicht: 
den Conflict verſöhnen, — ſondern den Conflict für permanent 
erklären! (Lebhaftes Bravo.) Wann wird man begreifen, daß man nicht 
auf zweierlei Art regieren kann, nicht zugleich conſtitutionell und abſolut? 
(Rufe: ſehr wahr, hört!) Es iſt unmöglich, daß min in einem Punkte der 
Staatsverwaltung abſolute Machtvollkommenheit übt, und in andern die 
Volksvertretung ruhig ihre Pflicht thun läßt. Solche Zuſtände führen über 
kurz oder lang, aber nothwendig, zur Auflöſung der Conſtitution. (Beifall.) 

Was nun die Reſolution und die einzelnen Amendements betrifft, jo ſtehe 
ich mit vollkommenſter Ueberzeugung auf dem Antrage der Commiſſion. 
Selbſt von Mitgliedern unſerer Parkei iſt er in manchen Dingen, als nicht 
weit genug gehend bemängelt worden. Ob ein Etat über den ſchon großen⸗ 
theils berathen worden iſt, über den ſchon Beſchlüſſe exiſtiren, noch zurück⸗ 
gezogen werden kann, iſt mit Recht Angeſichts der zwingenden Vorſchrift des 
Art. 99 der Verfaſſungsurkunde zu bezweifeln. Aber die Commiſſion wollte 
nur das unbeſtreitbar Richtige und allgemein Anerkannte, wie es bei einem 
Conflict nothwendig iſt, ausſprechen, um den Standpunkt der höchſten Mä⸗ 
ßigung zu bewahren. Darum bitte ich Sie, jedenfalls den erſten Theil der 
Reſolution anzunehmen, „die k Staatsregierung zur ſchleunigen Vorlegung 
des Etats pr) 1863 aufzufordern.“ Auch dürfen wir nicht blos eine Theſis 
aufſtellen, ſondern wir müſſen eine Forderung ausſprechen. Ich glaube, 
für die jetzige Regierung iſt es durchaus nicht unmöglich, dieſen Etat vorzu⸗ 
legen. Hat doch der frühere Herr Finanzminiſter in einer Friſt von 6 Wo⸗ 
chen nicht nur den ſpezialiſirten Etat für 1862, nein, auch den für 1863 vor⸗ 
elegt! Bei der Prüfung des neuen Etats andererſeits würde es ſich we⸗ 
entlich wieder nur um den Militäretat handeln. ür das Geſetz, mit 
welchem die Regierung in Betreff der Militärreorganiſation den Etat zu be⸗ 
gleiten hätte, könnten allerdings Schwierigkeiten eintreten. Warum ſoll aber 
darauf hin das wichtigſte Recht der Volksvertretung außer Augen gelaſſen 
werden, ſcheiterte das Geſetz anfangs, ſo könnte durch einen Nachkrags⸗ 
Sin u eintretende praktiſche Schwierigkeit beſeitigt werden. (Zus 

timmung. 

Der zweite Satz der Reſolution geht namentlich manchen Herren nich 
weit genug; aber die Commiſſion hat mit Recht die augenblicklich allein 
ſchwebende Frage löſen wollen, bei der es ſich nur um die Differenz im 
Extraordinarium handelt. Wenn der Etat im Herrenhauſe ſeine Erledigung 
gefunden haben wird, und wir beſtimmt wiſſen, was dann die Regierung 
thun wird, erſt dann kann die Sache beſtimmter präciſirt werden; jetzt has 
ben wir nicht Urſache, weiter zu gehen. Das Prinzip hierfür haben wir 
in den „Erwägungen“ ausgeſprochen. Dadurch haben wir uns die Hand 
für jede weitere Eventualität vollkommen frei gehalten. Kein Amendement 
bat die Vorzüge der Reſolution. Das der Herren Oſterrath und Reichen: 
ſperger kommt allerdings auch auf die Kernfrage der Fortbeſtreitung der 
Ausgaben des Eriraordinariums, aber es faßt die Verpflichtung der Regie⸗ 
rung in Betreff des Etats pro 1863 nicht mit ins Auge, auch ſpricht es 
das Prinzip in der erforderlichen Art und Weiſe nicht aus. Ich würde 
mich aber eher dieſem Amendement anſchließen, weil es eben jenen ſehr prak⸗ 
tiſchen Kern berührt, als dem Amendement des Hrn. v. Vincke. Dieſes iſt 
inopportun, namentlich jetzt, nach der Erklärung des Hrn. Miniſter⸗Präſi⸗ 
denten. (ĩBeifall.) 

Wie können wir uns bemühen, der Regierung anzugeben, wie ſie ſich am 
beiten aus dem Conflicte, in den fie ſelbſt hineingegangen iſt, herausziehe? 
Das mag privatim geſchehen, aber zu einer Beſchlußfaſſung dieſes Hauſes 
iſt es ſehr bedenklich. (Bravo.) 

So werden wir am wenigſten die Reg. dahin bringen, anne von ihrem 
verfaſſungswidrigen Vornehmen abzuſtehen (Ruf: ſehr richtigl). Was iſt denn 
die ganze Tendenz dieſes Miniſteriums? Man will uns immer tiefer in das 
fait accompli verjtriden. Je weiter wir uns auf dieſer ſchiefen Ebene fort⸗ 
reißen laſſen, deſto ſchwieriger wird die Löſung des Conflict; wir kommen 
endlich jo weit, daß der Abſolutismus ſelbſt ein fait accompli 
(Allſeitiger lebhafter Zuruf: ſehr wahr!) Was wollen Sie, m. H., jetzt noch 
nach dieſer Erklärung des Herrn Miniſterpräſidenten mit Ihrem entgegen⸗ 
kommenden Amendement?! Man kann ja, wenn Gegner zurückweichen, 
ihnen eine goldene Brücke bauen; aber wo iſt hier ein Zurückweichen des 
Miniſteriums von der Poſition zu erblicken, die wir Alle bekämpfen?! 
M. H.! Nicht eine Brücke zum Rückzug, nein, eine Brücke 
zum Angriff bauen Sie dem Mi niſterium (Lebhaftes Bravo 
und Zuruf; ſehr richtig von allen Seiten des Hauſes.) M. H., dadurch, daß 
der Herr Miniſterpräſident den Kern des Amendements annahm, aber die 
Erwägungsgründe ausdrücklich ablehnte, daß er alſo das Geld jo zu nehmen 
ſich erbietet, jene Erwägungen zurückweiſt, wird das Amend. weſentlich ver⸗ 
ſtümmelt, welches von Ihnen doch nur als Ganzes gewollt iſt. (Bravo. 
Hr. v. Vincke und die in ſeiner Nähe ſitzenden früheren Miniſter geben lebhaft 
ihre Zuſtimmung zu erkennen.) 

So leicht können wir die Sache nicht nehmen; wir werden den Streit auf 
unſerm Terrain zu Ende bringen, aber nicht auf dem Wege, welchen dieſe 

erren durch einen Extracredit bieten wollen. ch ſehe in der von dem 

tinifterium extra ausgeſtreckten Hand des Miniſteriums nur die Bereitwillig⸗ 
keit, die bewilligten Gelder entgegen zu nehmen, ich ſehe nur das Verlangen 
der Regierung, ae auf auf ihren Willen einzugehen und unſere ver⸗ 

faſſungsmäßigen Rechte aufzugeben (Lebhafter Beifall) Die Praxis der Be⸗ 
handlung des Budgets in conftitutionellen Staaten iſt doch alt genug. Es 
giebt doch eine Geſchichte, und wir ſollen ihre Erfahrungen benutzen. Und iſt 
denn unſer Verfaſſungsleben noch gar ſo jung? Wir haben ſchon ein paar 
Menſchenalter mit dem Einlenken aus dem alten Staat in den neuen zu thun; 
freilich hat die Sache bei uns eine hoͤchſt eigenthümliche Entwickelung genommen. 
Das alte Syſtem brach bei uns nicht in einem Anſturm des revolutionären 
Volkes, es brach zuſammen aus eigener Morſchheit bei dem erſteu Herannahen 
des Zeitenſturmes von 1806, Nicht blutige Kämpfe zwichen dem Volke und 
ſeiner Dynaſtie, wie in England und Frankreich veranlaßten das Einlenken, 
nein Kämpfe, die das Volk nicht gegen den Thron, ſondern vielmehr für den 
Thron mit voller Hingebung durchführte haben dem Volke die unverlöſchliche 
87 gegeben, haben ihm die heiligſten Verſprechungen für ſein treues 
Aushalten und dafür eingetragen, daß es mit dem Vaterlande zugleich den 

Peace "ae (Der Redner wird durch andauernden begeiſterten Beifall unter: 

rochen). 

Wir wollen unſerem Volke dieſe Entwickelung möglichſt zu erhalten 
uchen (Bravo). Ich glaube, m. H., die Leute, welche die Dinge in andere 

Wege drängen wollen, find nicht zu ſuchen in dieſem Haufe, ich glaube nicht 
einmal in der bekannten kleinen Minorität, ſondern im Lager der draußen⸗ 
ftehenden Partei, die ſich die conſervative nennt. (Ruf: ſehr richtig.) 
Was geſchehen ift in den europäiſchen Staaten, wo dieſe Richtung die Ober: 
hand hatte, — ich denke, es hat dies die Geſchichte der Jahrhunderte und 
vor Allem die der neueſten Zeit ſo ſchlagend bewieſen, daß man aufhören 
ſollte, zu glauben, daß diejenigen, welche die naturgemäße Fortentwickelung 
des Volkslebens aufhalten, die Krone und die Dynaſtie ſtüßten (Ruf hört, 
hört!). Der echte conſtitutionelle Geiſt im Volke, die Theilnahme an den 
öffentlichen Angelegenheiten, das Aufhören des Indifferentismus, das klare 
politiſche Bewußtſein deſſen, worauf es ankommt, m. H., wir haben es mit 
Freuden heranreifen ſehen; es iſt ein geſchichtliches Entwickelungsgeſetz, daß 
gerade das Bemühen der Reaction, die Miß handlung des Volksgeiſtes, die 
wir ja auch erlebten, das Reifen des politiſchen Bewußtſeins des Volkes 
unendlich gefördert hat. Ich theile nicht die peſſimiſtiſche Anſchauung, die 
ein früherer Miniſter auch in Beziehung auf unſeren Staat ausſprach, es 
ſei ſehr leicht, ein Staatsweſen zu zerrütten, aber ſchwer, es aufzubauen. 
Preußen bat genug Perioden erlebt, welche die Unverwüſtlichkeit unſeres 
Staatslebens dargethan haben. 

Wie die Dinge jetzt ſſehen, mahne ich Sie nur, des Geſetzes zu gedenken, 
welches, wie in der phyſiſchen, fo auch in der moraliſchen und politiſchen 
Welt gleichmäßig gilt, des Geſetzes der Bewegung und der Pendelſchwingung. 
Die Welt bleibt nie auf demſelden Punkte; die Bewegung iſt die Grundbe⸗ 
dingung alles Lebens. Und wenn einmal die Leitung unſerer öffentlichen An⸗ 
gelegenheiten rüdlaufend an einem äußerſten Punkte angekommen ift, wenn 
erſt ein noch fo entſchiedener Mann dieſelbe Richtung an der Spitze der 
Regierung vertritt, ſo iſt es nicht anders möglich, daß nicht das Naturgeſetz 
ſich erfüllt und die Schwingung doch wieder nach der andern Seite ſich ber 
wegt. Ich habe die 8 Hoffnung, und ſchiebe ihre Erfüllung nicht in eine 
ferne Zukunft hinaus: ſteht nur das Volt mit feinem tiefen Ernſte und ſei⸗ 
nem feſten, ſittlichen Willen hinter uns, ſeinen Vertretern, dann mag Theorie 


gegen Theorie, Interpretation gegen Interpretation verſucht werden, die 


eworden iſt. 


— 


ſicht nimmt. (Lebhaftes Bravo. Der Redner wird bei ſeinem Abtreten 
3 115 Tribüne von vielen Mitgliedern des Hauſes auf das Wärmſte 
egrüßt. a 

Der Schluß der Debatte wird beantragt und angenommen. 
die Fraktion von Vincke und die Katholiken.) 

Der Referent Abg. v. Forckenbeck: Er proteſtire zunächſt entſchieden 
gegen die Aeußerung des Miniſterpräſidenten, die Reſolution der Commiſſion 
ſei eine provocirende. Sie provocire nicht und folle nicht provociren; fie ſei 
vielmehr provocirt worden durch die Haltung der Staatsregierung. Sie 
ſpreche ein Recht aus, daß die Abgg. nicht aufgeben könnten, ohne ſich ſelbſt 
aufzugeben. (Bravo.) Was die Amendements angehe, ſo ſeien zunächſt die 
Motive des Vinckeſchen Amendements im Ganzen gut und correct, und er 
danke dem Antragſteller dafür; das Amendement ſelbſt ſei aber nicht accep⸗ 
tirbar, weil es im Tenor der Reſolution an der ausdrücklichen Wahrung der 
Rechte des Landes fehle. Das Oſterrathſche Amendement ſtehe zwar auf dem 
Standpunkt des formalen Rechts, entſpreche aber der Situation nicht. Das 
Reichenſpergerſche Amendement endlich anlangend, könne doch von einer 
Etatsüberſchreitung nicht die Rede ſein; wo Ausgaben, die das Haus aus⸗ 
drücklich abgelehnt habe, dennoch geleiſtet würden, da handle es ſich nicht 
mehr um eine Etatsüberſchreitung, ſondern um eine Verfaſſungswidrigkeit, 
eine Verfaſſungsverletzung, einen Verfaſſungsbruch. 

Nach einigen kurzen Bemerkungen zur Widerlegung einzelner, gegen die 
von der Commiſſion vorgeſchlagene Reſolution erhobenen Bedenken, ſchließt 
der Redner: Der Miniſterpräſident habe von einem möglichen Entgleiſen 
des Staatswagens geſprochen. Er hoffe, daß das bevorſtehende Votum des 
Hauſes ſein Theil dazu beitragen werde, um dies Entgleiſen zu hindern. 
Man möge wohl an jener Stelle annehmen, daß das Entgleiſen ein ſehr 
ſanftes ſein werde; ſehe man aber auf die Gemüther der Menſchen, ſo käme 
man — um im Bilde zu bleiben — zu der Ueberzeugung, daß ein Axen⸗ 
bruch der . Art die 1 7 ſein dürfte, daß dadurch in allen 
Schichten der Bevölkerung und nicht blos in Preußen — ein Mißtrauen 
erregt werden möchte, deſſen Beſiegung viel größere Conceſſionen nöthig 
machen würde, als jetzt zum Frieden erforderlich ſeien (Bravo). „Thun 
Sie Ihr Möglichites, meine Herren, um das Entgleiſen und den Axenbruch 
zu verhindern, indem Sie der Reſolution der Commiſſion einſtimmig bei⸗ 
treten“ (Bravo). ; 8 - 

Es folgen perſönliche Bemerkungen. Abg. Gneiſt: Die factiſchen Irr⸗ 
thümer, welche der Abg. Fubel ihm vorgehalten habe, beruhten auf einem 
Irrthum. Ich habe nicht von den 11 Herren geſprochen, ſondern ein anderer 
Redner. Er glaube, daß alle 11 Herren, ſo weit es an ihnen ſei, mit ihrem 
Wiſſen und Willen dem Artikel 39 der Verf. kein Leid anthun wollen und 
anthun werden. Noch mehr thue ihm aber der Abg. Unrecht, wenn er ſage, 
er hätte rechtliche Ausführungen gegeben und nichts weiter. Er habe mehr 
geſprochen; er habe ausdrücken wollen das Gefühl, welches Jeden bewege, der 
ein Herz habe für die Lage des Landes; er habe ausſprechen wollen eine 
Appellation an das Staaksgewiſſen, und das thue Jeder, weil man wiſſe, daß 
ein Staatsgewiſſen in unſerem Lande noch lebe. 


(Dagegen 


dahin proteſtiren wir! 
Abg. v. Vincke (Stargardt): Abg. Lette habe die Vorausſetzung ausge⸗ 
ſprochen, daß er ſein Amendement zurückziehen würde. Dieſe Vorausſetzung 
ſei eine entſchieden unrichtige (Murren). Er habe von dem Herrn Miniſter⸗ 
präſidenten niemals vorausſetzen können, daß derſelbe ſich zu den Erwägungen 
ſeines Amendements bekennen würde; er habe auf eine ſolche Sinnesände⸗ 
rung nicht ſpekuliren können und werde daher für ſein Amendement ſtimmen 
und gegen alle andern. Dem Referenten aber erwidere er, daß die Erwä⸗ 
ee feines Amendements ſchlagender ſeien, als alle Gründe des 
eferenten. 7 

Es wied nunmehr zur Abſtimmung geſchritten. Abg. Karſten bean- 
tragt eine Theilung des Commiſſions⸗Antrages, die Theilung wird abge⸗ 
lehnt. Das Amendement Oſterrath und Reichenſperger werden verworfen, 
nur einige Katholiken ſtimmen dafür. Zu dem Amendement v. Vincke iſt 
vom Abg. Simſon und Genoſſen namentliche Abſtimmung beantragt, die 
jedoch nicht ausreichende Unterſtützung erhält. Das Amendement v. Vincke 
wird darauf ebenfalls abgelehnt, indem nur die Fraction v. Vincke dafür 
ſtimmt. Demnächſt wird über den Commiſſions⸗Antrag namentlich abge⸗ 
ſtimmt. Derſelbe wird mit 251 gegen 36 Stimmen angenommen. Abg. 
Karſten enthält ſich der Abſtimmung. Gegen den Commiſſions⸗Antrag ſtim⸗ 
men die Abg. v. Auerswald, Baier, Bender (Olpe), Biernacki, v. Bonin 
(Genthin), v. Bonin 5 v. Buſſe, v. Denzin, Evers, Hobbeling, Hoff⸗ 
mann (Oppeln), Jacob, v. Kathen, Kühne, v. Mallinckrodt, v. Maſſaw, Dr. 
Menzel, Oſterrath, v. Patow, v. Pfuhl, Plaßmann, beide Reichenſperger 
beide v. Richthofen, Robert⸗Tornow, v. Saucken⸗Julienfelde, Dr. Schubert, 
Graf Schwerin, Graf Strachwitz, Simſon und beide v. Vincke. 

Schluß der Sitzung 2% Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. Ta: 
ges⸗Ordnung: Marine⸗Vorlage. J 

[Der neu eingetretene Abg. Barre] ift das 136ſte Mitglied der 
deufſpen Fortſchrittspartei. a 881 

[Ueber die weiteren Pläne des Miniſteriums! ift in Abgeord⸗ 
netenkreiſen nichts bekannt. — Ueber die Pläne im Herrenhauſe wird jetzt 
die der Majorität am nächſten befreundete „N. Preuß. Ztg.“ am ſchnellſten 
Nachricht bringen. Man glaubt kaum noch an ein extremes Vorgehen des 
Herrenhauſes in der Budgetfrage. 


= 


Graudenz, 5. Oktbr. [Verurtheilung.] Heute erfolgte die 
Publikation des kriegs rechtlichen Urtheils über die 12. Kompagnie 
des 8. Oſtpreußiſchen Infanterie⸗Regiments Nr. 45 wegen Verweige⸗ 
rung des Gehorſams. Zu dieſem Zwecke wurde heute Morgen 9 Uhr 
von dem ganzen Regimente mit Fahnen und voller Rüſtung auf dem 
Place d’armes der hieſigen Feſtung ein Viereck gebildet, in deſſen 
Mitte die verurtheilte Kompagnie ſich befand. Unter präſentirtem Ge⸗ 
wehr wurde dann die Cabinetsordre vorgeleſen, welche den geſchehenen 
Vorfall als einen unerhörten, in der Armee einzigen bezeichnet, der auch 
der königlichen Gnade keine Milderung geſtatte. Daran ſchloß ſich die 
Vorleſung des langen Erkenntniſſes gegen mehr als 100 Verur⸗ 
theilte. Daſſelbe lautete gegen verſchiedene Gruppen je nach der Größe 
der Vergehungen auf andere Strafen. Es erfolgte keine Freiſprechung 
und wurde gegen Alle auf Einſtellung in die Straffectionen (Feſtungs⸗ 
ſtrufe) erkannt. Fünf Unteroffiziere wurden degradirt und erhielten 
außerdem an Feſtungsſtrafe der meiſt gravirte 19 Jahre 9 Monate, 
der nächſte 15, die drei anderen 12 Jahre. Die meift gravirten Ge⸗ 
freiten und Gemeinen erhielten 15 Jahre, die Mehrzahl der Füſiliere 
10 und 3 und ein kleiner Reſt 2 und 1 Jahr Feſtungsſtrafe. Der 
Vorleſung des Urtheils folgte die ſofortige Degradirung der Unteroffi⸗ 
ziere durch Abreißen ihrer Treſſen durch andere Unteroffiziere; dann 
wurde das Protokoll von den Verurtheilten unterſchrieben, die Unter⸗ 
offiziere und einige Andere verweigerten indeß die Unterſchrift, was aber 
ohne jede Einwirkung auf das Verfahren iſt. Zwei Lieutenants als Beiſitzer 


unterzeichneten daſſelbe ebenfalls. Die Verurtheilten waren ohne Waffen 


erſchienen und wurden ſofort abgeführt und eingeſchloſſen. Der Ur⸗ 
theilsſpruch bewirkte einen tiefen Eindruck auf die davon Betroffenen 
wie auf die Zuhörer. Nur der am ſchwerſten Verurtheilte ließ keinen 
Eindruck merken. Die Gefangenen werden nach Thorn und Danzig gebracht 
werden. Die ſomit aufgelöfte Compagnie wird durch abgegebene Leute 
der andern neu gebildet und dieſe durch Einziehen von Reſerviſten wie⸗ 
der ergänzt werden. (Was aus dem Hauptmann geworden, welcher 
die Veranlaſſung zu der Subordination gegeben haben ſoll, theilt die 
„Kreuzzeitung“, welcher wir vorſtehenden Bericht entnehmen, nicht mit.) 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerſtand bei 0 Grd. Ba⸗ Luft Wind⸗ 

g . as „richten 
eee e 
Breslau, 7, Dktbr. 10 u. Ab. 333,04 | +38] S. 1. Heiter, 
8. Oktbr. 6 U. Morg.] 333,53 719,0] S. l. Ueberwölkt. 
Berlin, 6. Oktbr. 2 U. Nachm.] 339,01 126. 0. 2. Heiter. 
Wien, 5. Oktbr. 10 U. Abds.] 332,10 | +92 WSW. 0. Heiter. 


7 Waſſerſtand. 
Breslau, 8. Okt. bel 12 F. 8 3. Unterpegel: — F. 9 3. 


abgehaltenen 2 
Wollen zum Verkauf, welches Quantum im Verlauf von 1 4 Stun: 
den dieſen Vormittag abgefegt war. 
70 Thlr. bezahlt. Die Käufer waren nur hieſige, von auswärts hatte 
ſich Niemand eingefunden. 


auf 72, wich bis 71, 70, hob 
großer Anfregung zur Notiz. 

eingetroffen. S : 
Rente 98, 35. Italieniſche 5prz. Rente 73, 50. 
Spanier —. 


95. Neue Ruſſen 94%. 
Fl. 60 Kr 


Metall. 72, 20. 


Aktien⸗Cert. 250, 50 
92, 50. Paris 49, 25. Gold —, —. 


Zu vollen Preiſen gefragt. 


as Gewiſſen bethätige ſich 
durch Handlungen. Folgen Handlungen, fo folge auch die Verſöhnung ber | 
dude pr mit der Verfaſſung und mit dem Lande; dann acceptiren wir, bis 


Liegnitz, 7. October. [Wollmarkt.] Bei dem heut hier 
Herbſt⸗Wollmarkt kamen 50 Centner zweiſchürige 


Der Geniner ward mit 65 bis 


— —ͤ̃ ꝗ́ꝓ ↄ—P:ñ „. w—„— é—w—v4iͤ.— 
Tele hiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Seri 7 a 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete zu 71, 85, ſtieg 

ſich wiederum auf 71, 85 und ſchloß unter 

Conſols von Mittags 12 Uhr waren 93% 

Zproz. Rente 71, 70. 4 proz. 

Zprz. Spanier 49%. Iprz. 

Oeſterr. Staats⸗ECiſenbahn⸗Aktien 512. Credit⸗mobilier⸗Aktien 

1152. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 635. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 5 
London, 7. Oct., Nm 15 9 5 61%. 2 Spes 

proz. Spanier 45%. Mexikaner 33%. ardinier 3 Ruſſer 

5. Reue 2 Hamburg 3 Monat 13 Mk. 75 Sch., Wien 12 


7. Oct., Mitt. 12 Uhr 30 M. Bei Abgang der Dep. beſſer. Sproz. 
8 4 proz. Mell. 63, —. Bank ⸗ Aktien 797. Nordbahn 
1854er Looje 91, —. National⸗Anleihe 83, 40. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Creditaktien 223, 90. London 124, 25. Hamburg 
Silber , Böhmiſche Weſtbahn 
169, —. Lombardiſche Eiſenbahn 285, —. Neue Looſe 130, —. 1860er 


Looſe 90, 80. 7 ö 

Frankfurt a. M., 7. Oct. Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Aus⸗ 
wärkige niedrigere Rotirungen drückten den Cours der öſterreichiſchen Spe⸗ 
kulations⸗ Papiere. — Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Bexrbacher 140, 
Wiener Wechſel —. Darmſt. Bankaktien 231. Darmſt. Zettelbank 252%. 
Sproz. Metall. 56%. 4 proz. Metall. 49%. 1854er Looſe 72%. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 65%. Beſterr.⸗Franz. Staats-Eifenb.Atien 236. Oeſterr. 
Bank⸗Antheile 759. Oeſterr. Credit⸗Aktien 211. Neueſte öſterr. Anleihe 
73½. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 117%. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 28%. Mainz⸗ 
Ludwigsh. Litt. A. 127%. 5 

amburg, 7. Oct., Nachm. 2 Uhr 0 Min. Anfangs matt, ſchloß 

etwas feſter. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe (6%. Oeſterr. Credits 
Aktien 89%. Vereinsbank 102 Norddeutſche Bank 59 Rheiniſche 97. 
Nordbahn 64. Disconto 3%. Wien 95, —. Petersburg 30%. 

Hamburg, 7. Oct (Getreidemarkt.] Weizen loco ſtill, ab aus⸗ 
wärs eher billiger zu kaufen. Roggen loco feſt, ab Oſtſee unverändert und 
unthätig. Oel ruhiger, pr. Okt. 31%, pr. Mai 29%. Kaffee unverändert. 

Liverpool, 7. October. [Baumwolle.] 7000 Ballen Umſatz. — 


chluß⸗Courſe: 


Wien, 
192) —. 


Berliner Börse vom 7. October 1862. 


— 


Fonds- und Geld- Course. DE 
Freiw. Staats-Anleihe|41,|102%, bz. Oberschles. B.. 77,3 ½ 153 bz. 
Staats-Anl. v. 1850, 5244 09 5% B. dito 125 75 3% 172½ bz. 
dito 1884, 85 A. 50 57 4½ 10d bz. ald Prior .. Er 
dito 1853 9% bz. dito Prior B...| — 3½89 B. 
dito 1859! 5 108% bz. dito Prior C. — 971, B. 
Staats-Schuld-Sch. ... 3½ 90 % bz. dito Prior D. — | 4 |97% ba. 
Präm.-Anleihe v. 1885128 bz. r 86½ 6. 
Berliner Stadt-Opl. 4103 bz. dito Prior F.. — “ 101% 6. 
Kur- u. Neumärker 3½ 93 K. Oppeln-Tarnow. 51½ B. 
8 („ to dito 101% br. Prinz-W. (St.-V.) 5 4 (691, G. 
3 |Pommersche ..... 31,91%, bz. Rheinische ...... 4 197% ba. 
E dito neue 100% bz. dito (St.) Pr... — | 4 [106 b 
3 Posensche ....... . dito Prior. — | 4 96 @ 
&| dito .. dito III. Em...) — 47 100 ba. 
dito neue Rhein-Nahebahn | — 25%, B. 
Schlesische. 3 Ruhrort-Orefeld.] 34} 3% 91 baz. 
2 (Kur- u. Neumärker 100%, bz. Starg-Posener...| 4 1141, bz. | 
Pommersche 4 11001 6. Thüringer 6% 1271, B. i 
B |Posensche .......| 4 |9% G. Wilhelms:Bahn.| — | 4 /594, bz. 
5 <Preussische ...... 4 19% bz. dito Prior ....| — | 4 03 &. | 
= | Westf. u. Rhein. 4 99% B. dito III. Em..| — 4½ — — 
5 [Sächsische .......| 4 00% ba. dito Prior St. | — 4½3¼ bz. j 
Schlesische 4 100% 6. dito dito I- 96%, ©. 
Louisdor .enerensenner — [1101 bz. 
Soldkronen . . . . .. . 19. 7% 6 Preuss. u. ausl. Bank-Aetlen. 
= Ausländische Fonds. 1801, F. 
esterr. Metall 5 158%, bz. 8 
dito Bir Pr-Anl.... | 4 |74 bz. nnn 
dito neue 100 fl.-L. — 70 ½ B. Berl. W.-Ored.-@.| — 6 — 
dito Nat.-Anleihe ..| 5 67% & % bz. Braunschw. Bank 4 | 4 83%, bau. O. 
dito Bankn. n. Whr.| - 181% bz Bremer „ 51 4 104% ba. u. G. 
Russ.-engl. Anleihe .. 5 06,6. Coburg. Credit 4 34 81 G. 
dito 5. Anleihe ....| 5 88% bz. Darmst. Zettel-B.) 81 4 101 G. 
dito poln. Sch.-Obl.) 4 [85 etw. bz Darmst. Credb. A. 9 4 192%, 4 1 ba. u. G. 
Poln. Pfandbriefe. . . . 4 |— — Dess. Creditb. A.| — 4 ah etw. bz. 
dito III. Em... . . . 488 ½ bz. u. G. Disc.-Cm.-Anthl. | 64 41004, P. b. G 
Poln. Obl. & 500 El. . 493% bz. Genf. Creditb. A.| — 4 45 ½ a 40 b 
dito à 300 Fl. 5 |94 ** Geraer Bank. . 54% 494 ». - 
d:to à 200 Fl.. — 24 6. Hamb.Nord.Bank| 5 | 4 |954%, etw. bz 
Poln. Banknoten ..... — 188%, bz. „ Ver.-Bank 5% 4 101½ 6. 
Kurhess. 40 Thlr.. . 574% br. Hannov, 5 4½% 4 99½ mehr. bz. 
Baden 35 Fl. 31%, etw. bz. Leipziger > 3 479 v. u. G. 
F 10 | 4 104½% G. 
Actien - Course, Magd. Priv. „ Are 4 190%, C. 
Div.] Z. Mein. Creditb. A. 4 |961% m hr. bz. 

2 1861| F. 1 Minerva Bgwk.A.| — | 5 30½ G. 
Aach.-Düsseld... | 31,131, 186%, G. Oester.Oreditb.A.| 7% | 5 90% 4 01 bz 
Aach.-Mastrieht. | 31% 31½% bz. Pos. Prov.-Bank | 51 4 984% B. 

Amst.- Rotterdam| 5,%| 4 |95 bz. Sehn ent e, Ay dh 122), 6. 
Berg.-Märkische | 64, 4 [110% bz. Schl. Bank-Ver. 4%8 Kigkt. bz u B. 
Berlin. Anhalter 8½ 4 142 bz. Thüringer Bank 2% 4 59%, 8. 
Berlin-Hamburg. | 6 | 4 120 b Weimar. Bank. 4 4 88 8. 
Berl.-Potsd.-Mgd.] 11 4 210 bz | 
Berlin-Stettiner . 74a 4 |132 bz. Wechsel - Course. j 
Breslan-Freibrg. 20 4138 bz. 10 T. 143% ba. 
Cöln-Mindener 12½ 595 1384 bz u. G. 2 M. 142 / ba. 
Franz. St.-Eisenb.| 678 8138 4,136 ½ 136 b. B. 8 T. 151% bz. 
Ludw.-Bexbach .| 8 | 4 er etw. bz. . |2 M. 160% bz. 
Magd.-Halberst. U 41323 „ 13 M.I6. 211% ba 
Magd.-Wittenbrg. 1141 4 144%, br 2 M0 bz. 
Mainz.-Ludw. A. 74126 G. 8 T. 81% be. 
Mecklenburger . 27, 4 63½ à 63 bz. u B. 2 M. SO bz. 
Münster-Hammer| 4 | 4 |97%, bz. 2 M. 56. ba. 
Neisse-Brieger ..| 3½ 4 86 ½ B. 8 T. 99% G. 
Niederschles. .... 4 | 4 199% B. 2 M.|99%, @. ] 
N.-Schl. Zweigb. | 1½ 4 70 b». Frankfurt a. M.. |2 M.|ö6. 28 bz. \ 
Nordb. (Fr.-W.) | 3 | 4 |64% ä 654, bz. G. Petersburg. 3W.|98%,bz.3 M. 977%, b. 
dito Prior — 17 — — — Warschau 8 T. 85 bz. 
Oberschles. A...| 78% (72½½ bz. Bremen 8 TION, bz. 


= Breslau, 8. Oktbr. Wind: Süd⸗Weſt. Wetter: ſchön. Thermo⸗ 
meter Früh 10° Wärme. Der Geſchäftsverlehr bleibt leblos, die Zufuhren 
find beſchränkt, genügten jedoch vollkommen der Nachfrage. | 

Weizen wenig beachtet; pr. 85pfd. weißer 73—84 Sgr., gelber 73 - 
80 Sgr. — Roggen preishaltend; pr. Sapfd. 52—55—57 Sgr., feinfter | 
bis 58 Sgr. — Merſte user del pr. 70pfo. 39— 40 Sgr., feinſte Sorten 
über Notiz bezahlt. — Hafer feſt; pr. 50pfo. ſchleſiſcher 23— 25 Sgr. — 
Erbſen, Biden und Bohnen ohne Angebot, jedoch nicht ohne Frage. 
— Rapskuchen 52— 54 Sgr. — Deifauten gut beachtet. — Schlag⸗ 
lein ſchwach zugeführt. 


Sgt. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen 73—79—84 Wicken 38—40— 44 
elber Weizen 73—77—81 Sgr. pr. Sack n 150 Pfd. Brutto. 

ogge n 52—55—58 Schlag⸗Leinſaat . . 170—180—195 

echte I 36—40—42 Winter⸗Raps 224—242— 248 

SE 22—24—26 Winter⸗Rübſen 215—232—242 

Abfſen 45—52 56 Sommer⸗Rübſen . . 194—208—212 


81 —10 411413 Thlr., neue 
I Alk., neue L 1516 Thlr., 
otiz bezahlt. 


Kleeſaat wenig Geſchäft, rothe 
13% —16 Thlr., weiße 9—111—14½ 
ka an 065 975 Seher er 

mothee 6— r. pr. Ctr. 

Kartoffeln pr. Sad a 150 Pfd. netto 18—21 Sgr. | 

Vor der Börſe. 

Rohes Rüböl pr. Ctr. loco 14% Thlr., Oktober 14% Thlr., Frühjahr 
14 Thlr. — Spiritus pr. 100 Quart & 80 % Tralles loco 15% Thlr., pr. 
Oktober 15% Thlr., Frühjahr 15 Thlr. Br. 


Poſen, 7. October. Wetter: kühl. Roggen: feſt. Gek. — Wispel 
Loco per d. Monat 437 — bez. u. Gld., October⸗November 42 dez. u. 
Br., November⸗Dezember 41% bez. u Br., Dezember⸗Januar 41% Br., 
Januar⸗Februar 41% Br., Frühjahr 1863 do. | 

Spiritus: flau. Gel. 13,000 Ort, Loco per d. Monat 15 bez. u. 
Br., November 14 Tas 00, u. Gld., Dezember 2 bez. u. Br., Januar 
1863 14% Gld., % Br., Februar 14% Gld., % Br., Frühjahr 14% — 
15 bez. u. Br. Hartwig Kantorowicz Söhne. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. / 


